Bern, 30. Juni 2006: Mediengespräch zu den Managerlöhnen

Managerlöhne aus ordnungspolitischer Sicht

Lohnexzesse führen zu höherer Regelungsdichte

Travail.Suisse hat vor einem Jahr die Entwicklung der Managerlöhne in ausgewählten Unternehmungen der Schweiz analysiert. Die Ergebnisse haben eine Welle der Empörung und Verärgerung ausgelöst. Es ist Travail.Suisse gelungen, durch Schaffung von Transparenz die Lohnpolitik (sog. Entschädigungen) der Geschäftsleitungsmitglieder und der Verwaltungsräte von Schweizer Konzernen zu einem breit diskutierten Thema zu machen. Ein Jahr danach gilt es, die sachliche und faktuelle Analyse weiterzuführen, um dem Thema Kontinuität zu geben. Denn bei den Managerlöhnen geht es um mehr als um betrieblich individuelle Einzelfälle oder Unfälle; es geht um ordnungspolitische Fragen,  und es geht um wesentliche Aspekte der sozialen Marktwirtschaft.

Hugo Fasel, Nationalrat, Präsident Travail.Suisse

Aus gewerkschaftlicher Sicht könnte man dazu verleitet sein, sich an den Exzessen der Managerlöhne zu erfreuen; liefern sie doch den Stoff, um rücksichtslos und locker Lohnforderungen zu stellen oder alte Klischees der Ausbeutung neu zu beleben.

Die Masslosigkeit von Managern sollte trotzdem nicht zu Grenzenlosigkeit auf Arbeitnehmerseite führen. Travail.Suisse hält sich an das Modell der sozialen Marktwirtschaft, an die Sozialpartnerschaft und an die damit verbundene Verantwortung der Arbeitnehmerorganisationen. 

Die Exzesse bei den Managerlöhnen führen zu folgenden Grundfragen: 

Einkommen durch Leistung. Die Arbeitnehmenden sind durch Leistungsbereitschaft, Flexibilität und hohem Einsatz eine der tragenden Säulen der Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Schweiz. Die hohe Motivation der Arbeitnehmenden basiert auf der Voraussetzung, dass Leistung sich einkommensmässig auszahlt und dass die Arbeitnehmenden am Erfolg des Betriebes finanziell adäquat partizipieren können.
Die Bedienungsmentalität einiger Manager untergräbt diesen Grundkonsens nachhaltig. Die Erfahrung greift um sich, dass von der eigenen Leistungsbereitschaft vor allem ein paar wenige in den Führungsetagen profitieren. Mehr noch, es entsteht die Gewissheit, dass nicht mehr die Leistung für eine gute Bezahlung entscheidend ist, sondern die betriebliche Position und der Status; kartellistische Seilschaften zwischen Managern und Verwaltungsräten sind wichtiger als Leistung; Copinage statt Arbeitsleistung vermehrt das Einkommen. 

Soziale Marktwirtschaft statt Ausbeutung. Der Markt als Organisations- und Steuerungsmodell der Wirtschaft verlangt von den Arbeitnehmenden hohe Mobilität und Anpassungsbereitschaft; dies zur Steigerung von Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit. Als Gegenpart dazu haben die Arbeitnehmenden die feste Erwartung, dass sie dafür mit höheren Löhnen belohnt werden. Wenn aber in einzelnen Konzernen die Arbeitnehmenden zu Lohnzurückhaltung gemahnt werden, um die Wettbewerbsfähigkeit zu steigern, gleichzeitig aber die obersten Manager und Verwaltungsräte ihre eigenen Salärzahlungen jedes Jahr massiv erhöhen, so ist dies eine fundamentale Verletzung des gegenseitigen Vertrauens zwischen Management und Arbeitnehmenden. Es ist ein Angriff auf das Modell der sozialen Marktwirtschaft und auf das Gebot der Verantwortung und des Anstandes in der Wirtschaft.  Altmarxisten freut es…

Gerechte Verteilung. Die feine Balance des Nehmens und Gebens zwischen Management und Arbeitnehmenden war das grosse Erfolgsrezept im Vergleich zu den zentralistisch gelenkten Staatswirtschaften. Die soziale Marktwirtschaft ist ein Modell dafür, dass die Arbeitnehmenden nicht nur für das Kapital, sondern ebenso für sich und ihr eigenes Einkommen Arbeit leisten. Der sozial ausgestaltete Markt soll Garant dafür sein, dass nicht einige wenige viele andere ausbeuten, sondern dass auch die breite Masse der Arbeitnehmenden an Wachstum und Wohlstand teilhaben können. Das über ein Jahrhundert aufgebaute Vertrauen in die soziale Marktwirtschaft als Basis für ein breit getragenes und „gerechtes“ Verteilungsmodell, wird nun von rücksichtslosen Managern ausgehöhlt.

Das Zerstören von Vertrauen bleibt nicht ohne Folgen. Bis heute zeichnet sich die Schweiz im internationalen Vergleich durch einen sehr tiefen Level an gesetzlichen Eingriffen in die Lohngestaltung und Einkommensverteilung aus. Die Gestaltungsfreiheiten, insbesondere auf betrieblicher Ebene, sind gross. Sie sind – wie oben gezeigt – deshalb so gross, weil das schweizerische Verteilungsmodell auf Anstand und gegenseitigem Respekt zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmenden beruht. Diese Freiheiten, die den Managern zugestanden werden, werden nun aber von denselben Managern schamlos ausgenutzt. Wer mit Freiheiten nicht umzugehen weiss, provoziert die entsprechende Gegenreaktion: Einschränkung der Freiheit, neue zusätzliche Regelungen, mehr Staat. Erste Erfahrungen liegen vor.
Mehr Staat. Initiativen, die Lohnbeschränkungen vorschreiben, haben beim Volk gute Chancen. So hat beispielsweise die Bevölkerung der Stadt Bern einer Initiative zugestimmt, die das Gehalt der Exekutivmitglieder auf 200'000 Franken beschränkt. Heute ist eine eidgenössische Volksinitiative, die eine Lohnobergrenze für Manager auf 1 Mio. Franken festlegen würde, kein weltfremdes Vorhaben mehr. 100'000 Unterschriften wären rasch gesammelt. Ein Erfolg an der Urne nicht unmöglich, auch mit der Unterstützung vieler KMU-Manager.

Der Umgang mit Freiheiten ist eine anspruchsvolle Sache. Freiheit ist gepaart mit Verantwortung und Anstand. Wer dies nicht respektiert, dem werden sie weggenommen oder zumindest eingeschränkt.
